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In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt: 

A. BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN GEMÄß § 9 BAUGB I.V.M. §§ 1 - 23 BAUNVO 

1. Fläche für Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 

siehe Planzeichnung 

Ergänzend wird die Fläche mit dem Planzeichen „Feuerwehr“ als zulässige 

Zweckbestimmung versehen. 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. §§ 16 bis 20 BauNVO) 

Die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung erfolgt über die Festsetzung der 

Grundflächenzahl (§ 16 und § 19 BauNVO) sowie durch die Festlegung der maximal 

zulässigen Höhe der baulichen Anlagen (§ 16 und § 18 BauNVO).  

2.1. Grundflächenzahl (GRZ) (§ 16 und § 19 BauNVO) 

2.1.1. Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) wird mit 0,8 festgesetzt. 

2.1.2. Ergänzend wird bestimmt, dass gemäß § 19 Abs. 4 S. 3 BauNVO die zulässige 

Grundfläche durch die in § 19 Abs. 4 S. 1 BauNVO bezeichneten Anlagen bis zu einer 

Grundflächenzahl von maximal 0,9 überschritten werden darf. 

2.2. Höhe baulicher Anlagen (§ 16 und § 18 BauNVO) 

2.2.1. Die maximal zulässige Traufhöhe wird mit 8,5 m festgesetzt. 

2.2.2. Bei Gebäuden mit geneigten Dächern wird die festgesetzte maximal zulässige 

Traufhöhe (THmax.) als das senkrecht an der Außenwand gemessene Maß zwischen 

dem unteren Bezugspunkt 0,0 m und der Schnittkante der Außenwand mit der 

Oberkante Dachhaut definiert. 

2.2.3. Bei Gebäuden mit Flachdächern wird die festgesetzte maximal zulässige Traufhöhe 

(THmax.) als das senkrecht an der Außenwand gemessene Maß zwischen dem 

unteren Bezugspunkt 0,0 m und dem obersten Punkt der Dachkonstruktion (inkl. Attika) 

definiert.  

2.2.4. Als unterer Bezugspunkt 0,0 m für die Festsetzung zur Höhe der baulichen Anlagen 

wird die Oberkante der endausgebauten angrenzenden Erschließungsstraße (hier: 

L395 / Kaiserstraße), gemessen in der Straßenmitte (=Straßenachse), zu messen je 

Einzelgebäude in der Mitte der Außenwand der der Erschließungsstraße zugewandten 

Gebäudeseite bestimmt.  

2.2.5. Die festgesetzt maximale Traufhöhe (THmax) darf durch Anlagen zur Nutzung solarer 

Strahlungsenergie (Solar- und Photovoltaikanlagen) um 1,2 m überschritten werden. 

2.2.6. Die festgesetzte maximale Traufhöhe (THmax) darf auf maximal 10 % der 

Gebäudefläche durch technische Aufbauten um maximal 1,5 m überschritten werden.  
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3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 

Nr. 2 BauGB) 

3.1. Bauweise (§ 22 BauNVO) 

Im Plangebiet wird die Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO als offene Bauweise 

festgesetzt: Zulässig sind Gebäude mit seitlichem Grenzabstand und einer 

Längenbeschränkung von 50,0 m. 

3.2. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO) 

3.2.1. Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen werden in der 

Planzeichnung durch Baugrenzen i.S.v. § 23 Abs. 3 BauNVO bestimmt.  

3.2.2. Stellplätze sind sowohl innerhalb als auch außerhalb der überbaubaren 

Grundstücksflächen zulässig. 

3.2.3. Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) sind ausschließlich innerhalb der 

überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Zur Straßenbegrenzungslinie der an den 

Geltungsbereich angrenzenden Erschließungsstraße (L395 / Kaiserstraße) ist ein 

Abstand von mindestens 5,0 m einzuhalten. 

3.2.4. Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO sind sowohl innerhalb als auch außerhalb der 

überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Zur Straßenbegrenzungslinie der an den 

Geltungsbereich angrenzenden Erschließungsstraße (L395 / Kaiserstraße) ist ein 

Abstand von mindestens 5,0 m einzuhalten. Ausgenommen hiervon sind Standplätze 

für Müllbehälter, Fahrradabstellanlagen, unterirdische Rückhaltezisternen sowie 

Wärmepumpen.  

4. Bereich ohne Ein- und Ausfahrt (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Der in der Planzeichnung gekennzeichnete Bereich wird als Bereich ohne Ein- und 

Ausfahrt festgesetzt.  

5. Öffentliche Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

Die in der Planzeichnung gekennzeichnete öffentliche Grünfläche wird mit der 

Zweckbestimmung „Dorfwiese“ versehen. Sie dient der Allgemeinheit dem Aufenthalt im 

Freien und ist entsprechend Maßnahme 1 zu erhalten. Die temporäre Nutzung als 

Festplatz ist zulässig. Versiegelungen sind unzulässig. 

6. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) sowie Festsetzungen für 

das Anpflanzen und die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 

Bepflanzungen und Bindungen für Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a + b BauGB) 

6.1. Maßnahme M 1 - Öffentliche Grünfläche 

Die öffentliche Grünfläche ist in ihrer Biotopqualität und ihrem Gehölzbestand dauerhaft 

zu erhalten. Abgänge sind gleichartig zu ersetzen. Die bestehenden Bäume müssen in 

der Bauphase gem. den einschlägigen Vorschriften (DIN 18920: Vegetationstechnik im 

Landschaftsbau: Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei 

Baumaßnahmen) geschützt werden.  
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6.2. Maßnahme M 2 - Wasserdurchlässige Beläge 

Zufahrten und Stellplätze sind mit wasserdurchlässigem Belag zu erstellen. Der 

Abflussbeiwert darf 0,7 nicht übersteigen. Auch der Unterbau ist entsprechend 

wasserdurchlässig herzustellen. 

6.3. Maßnahme M 3 - Begrünung von Stellplätzen 

Im Plangebiet ist je vier oberirdischer und nicht überdachter Stellplätze für Pkw ein 

Laubbaum (beispielhaft Pflanzliste A in Abschnitt C) fachgerecht in einer ausreichend 

großen Pflanzgrube (mindestens 6 m² große, offene Baumscheiben, durchwurzelbarer 

Raum mindestens 12 m³) zu pflanzen. Die Pflanzung hat mit Herstellung der Stellplätze 

zu erfolgen und ist mit Ersatzverpflichtung dauerhaft zu erhalten. 

Hinweis: Da der rückwärtige Bereich des Plangebietes, inklusive der geplanten 

Stellplätze, als Festplatz genutzt wird, ist keine direkte Überstellung der Stellplätze 

vorgeschrieben. Die Bäume sollten in den angrenzenden Grünflächen gepflanzt werden. 

6.4. Maßnahme M 4 - Insektenfreundliche Beleuchtung 

Für die öffentliche und private Außenbeleuchtung sind ausschließlich Lampen mit warm- 

bis neutralweißer Lichtfarbe (Farbtemperatur 3.000 bis max. 4.100 Kelvin) und einem 

Hauptspektralbereich von 570 bis 630 Nanometer (z.B. LED-Lampen, 

Natriumdampflampen) oder Leuchtmittel mit einer UV-absorbierenden 

Leuchtenabdeckung zu verwenden. 

Die Leuchten sind staubdicht und so auszubilden, dass eine Lichteinwirkung nur auf die 

zu beleuchtende Fläche erfolgt und nicht in Richtung des Himmelskörpers. Eine 

Beleuchtung, die über die Horizontale hinaus strahlt, ist zu vermeiden (Upward Light 

Ratio von 0 %).  

Ausgenommen hiervon ist die betriebsnotwendige Beleuchtung der Feuerwehr.  
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B. HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN OHNE FESTSETZUNGSCHARAKTER 

1. Ordnungswidrigkeiten  

Ordnungswidrig i.S.d. § 89 LBauO handelt, wer den Festsetzungen der nach § 88 LBauO 

i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB erlassenen Bauvorschriften zuwiderhandelt. 

2. Grüngestaltung und Grenzabstände  

Die nach den §§ 44 bis 47 Nachbarrechtsgesetz Rheinland-Pfalz (LNRG) erforderlichen 

Grenzabstände bei Anpflanzungen sind einzuhalten.  

3. Rodungszeitraum 

Gehölzrodungen sind gemäß § 39 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG außerhalb der 

Vogelbrutperiode, also nicht zwischen 1. März und 30. September, durchzuführen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die zeitliche Beschränkung von Rodungs- sowie 

Pflegemaßnahmen auf den Zeitraum von Anfang Oktober bis Ende Februar 

hauptsächlich den allgemeinen Artenschutz i. S. d. § 39 BNatSchG abdeckt, allerdings 

der besondere Artenschutz i. S. d. § 44 BNatSchG ständig zu beachten ist (auch im 

Winterhalbjahr und vor bzw. während der Maßnahmenausführung).  

Auch im Zeitraum Oktober bis Februar können Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 

BNatSchG eintreten, insb. bei Arten, die hier überwintern oder eine Winterruhe halten, 

oder indem Fortpflanzungs- und Ruhestätten der besonders geschützten Arten entfernt, 

beschädigt oder zerstört werden. Daher sollte vor der jeweiligen Maßnahme die Gehölze 

immer auf Tierbesatz oder Aufzucht- bzw. Ruhestätten von geschützten Arten kontrolliert 

werden. Vor einer Beeinträchtigung oder Beseitigung wäre dann ggf. eine Befreiung bzw. 

Ausnahmegenehmigung von den artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 

BNatSchG durch die zuständige Naturschutzbehörde erforderlich und zu beantragen. 

4. Kontrolle von Bestandsgebäuden bei Abriss 

Auch wenn zum jetzigen Zeitpunkt keine Hinweise zur Nutzung des bestehenden 

Feuerwehrgebäudes als Fortpflanzungs- oder Ruhestätte vorliegen, kann dies nicht 

abschließend ausgeschlossen werden. Aufgrund dessen wird auf § 24 LNatSchG 

hingewiesen, wonach dies vor Abriss erneut durch eine fachkundige Person kontrolliert 

werden muss.  

5. Dachbegrünung 

Es wird empfohlen, Flachdächer und flachgeneigte Dächer im Plangebiet zu begrünen. 

Begrünte Dächer führen nachweislich zu einem verbesserten Kleinklima, fördern die 

Biodiversität und die Regenwasserrückhaltung, das Innenraumklima, die Dämmwirkung 

der Dachhaut und deren Lebensdauer. Die meisten dieser Effekte korrelieren mit dem 

ganzheitlichen Konzept einer nachhaltigen und klimaangepassten Baulandentwicklung.  
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6. Hinweise zur Verlegung von Glasfaserleitungen 

Die Terrado Networks GmbH baut die Glasfaserleitungen in der Ortsgemeinde 

Hauptstuhl aus. Im Bereich des Plangebietes sind die Errichtung eines POP sowie die 

Verlegung von Leitungen gemäß nachfolgendem Lageplan vorgesehen. In der 

Planzeichnung des Bebauungsplans sind die zukünftigen Anlagen zum 

Glasfaserausbau informativ dargestellt. 

Lageplan Glasfaserausbau – Standort POP blau dargestellt, Leitungen rot dargestellt 

7. Hinweise zum Schutz des Oberbodens gem. DIN 18915  

Vor Beginn der Bauarbeiten ist biologisch aktiver Oberboden abzuschieben und fach-

gerecht bis zur Wiederverwendung zu lagern, um seine Funktion als belebte Boden-

schicht und Substrat zu erhalten. Er darf nicht durch Baumaschinen verdichtet, mit 

Unterboden vermischt oder überlagert werden. Die Vorgaben der DIN 18915 

(schonender Umgang mit Oberboden) sowie der DIN 19731 (Verwertung von 

Bodenmaterial) sind zu beachten, siehe auch § 202 BauGB. Eine Verunreinigung mit 

Fremdstoffen ist unbedingt zu vermeiden. 

Anfallender unbelasteter Erdaushub ist einer Wiederverwertung zuzuführen und soweit 

wie möglich auf dem Baugrundstück selbst wieder zu verwenden, z.B. zur landschafts-

gärtnerischen Gestaltung. Ist dies nicht möglich, ist zu überprüfen, ob eine anderweitige, 

möglichst ortsnahe Verwendung möglich ist. Das Verbringen des Erdaushubes auf eine 

Deponie ist möglichst zu vermeiden. 
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8. Hinweise zum Schutz von Bäumen und Pflanzenbeständen bei Baumaßnahmen 

Die zum Erhalt festgesetzten Bäume und Gehölze sind in der Bauphase gem. den 

einschlägigen Vorschriften (DIN 18920: Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz 

von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen) zu 

schützen. 

9. Allgemeine Hinweise zum Schutz von Kabeltrassen und Leitungen / Koordination 

von Leitungsarbeiten und Erschließungsmaßnahmen  

Im Hinblick auf die gemeinsame Nutzung des unterirdischen Raums durch Bäume und 

Leitungen sind bei Neupflanzungen von Bäumen bzw. Neubau von unterirdischen 

Leitungen sowie Änderungen im Bestand die einschlägigen DIN-Vorschriften (DIN 

18920 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, 

Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ und DIN 1998 

„Unterbringung von Leitungen und Anlagen in öffentlichen Flächen, Richtlinien für die 

Planung“) sowie die Merkblätter der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, 

Abwasser und Abfall (DWA) (Merkblatt „DWA-M 162“), des Deutschen Vereins des Gas- 

und Wasserfaches (DVGW) („DVGW-Merkblatt GW 125“) sowie der 

Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) (Merkblatt „FGSV Nr. 

939“) zum Thema „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ zu beachten.  

Andernfalls sind auf Kosten des Verursachers, in Absprache mit dem jeweiligen 

Leitungsträger, geeignete Maßnahmen zum Schutz der Leitungen (z.B. Einbau von 

Trennwänden) zu treffen.  

Im Rahmen von Erschließungs- und Baumaßnahmen ist die jeweils bauausführende 

Firma auf ihrer Erkundigungspflicht nach vorhandenen Versorgunganlagen hinzuweisen.  

Die Träger der Ver- und Entsorgung sind frühzeitig über den Beginn der Erschließungs- 

und Baumaßnahmen zu unterrichten. Eine Übersicht der zu informierenden Ver- und 

Entsorgungsträger kann bei der Verbandsgemeindeverwaltung Landstuhl erfragt 

werden. 

10. Altablagerungen / Altlasten 

Weder bei der Ortsgemeinde Hauptstuhl, noch bei der Verbandsgemeinde Landstuhl 

liegen Erkenntnisse über Altablagerungen oder schädliche Bodenverunreinigungen vor, 

die eine bauliche Nutzung beeinträchtigen könnten oder weitergehende Erkundungen 

erforderlich machen würden. Auch die durchgeführte Baugrunderkundung (erstellt durch 

die Ingenieurgesellschaft Prof. Czurda und Partner mbH (ICP), Am Tränkwald 27, 67688 

Rodenbach) lieferte keine Hinweise zu Altablagerungen oder Altlasten. 

Sollten bei Baumaßnahmen Abfälle (z.B. Bauschutt, Hausmüll etc.) angetroffen werden 

oder sich sonstige Hinweise (z.B. geruchliche / visuelle Auffälligkeiten) ergeben, wird im 

Bebauungsplan darauf hingewiesen, die zuständige Struktur- und 

Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und 

Bodenschutz Kaiserslautern umgehend zu informieren.  



Ortsgemeinde Hauptstuhl  Bebauungsplan „Am Wäldchen, 3. Änderung und Erweiterung“ 

Entwurf I 04/2024  Textliche Festsetzungen 

BBP Stadtplanung Landschaftsplanung   |   Kaiserslautern   |   www.bbp-kl.de Seite 7 von 11 

11. Hinweise zur Wasserversorgung / Abwasserbeseitigung / 

Niederschlagswasserbewirtschaftung  

Der Bau einer Brauchwasseranlage ist dem zuständigen Gesundheitsamt und dem 

örtlichen Wasserversorger zu melden, um eine negative Beeinflussung des Trinkwasser-

systems auszuschließen. Die technischen Regeln, hier DIN 1986, 1988 und 2001 sind 

entsprechend zu beachten. 

Gemäß dem Merkblatt M 153 (Handlungsempfehlungen zum Umgang mit 

Regenwasser) der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall 

e.V. (ATV-DVWK) ist für Niederschlagswasser zwecks Versickerung oder Einleitung in 

ein oberirdisches Gewässer, das u.a. von unbeschichteten kupfer- und zinkgedeckten 

Flächen abfließt, die größer als 50 m² sind, ein Wasserrechtsverfahren durchzuführen. 

Bei anstehenden Umgestaltungsmaßnahmen im Plangebiet sollte soweit wie möglich 

unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten (z. B. Altablagerungsproblematik, 

Geländetopographie, Untergrundverhältnisse etc.) auf die Umsetzung einer 

ökologischen Niederschlagswasserbewirtschaftung hingewirkt werden (z. B. Ausbildung 

von Flächen, die einer Befestigung bedürfen wie Wege, Parkplätze etc. mit 

wasserdurchlässigen Materialien, zur Aufnahme von nichtbehandlungsbedürftigem 

Niederschlagswasser Modellierung von Grünflächen in Form von flachen 

Geländemulden, Sammlung von Regenwasser für die Brauchwassernutzung wie 

Toilettenanlagen, Dachbegrünungen u. ä.). 

12. Hinweise zur Löschwasserversorgung 

Das Arbeitsblatt W 405 des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e.V. sowie 

die DIN 3221 (Unterflurhydranten), die DIN 3222 (Überflurhydranten) und die DIN 4066 

(Hinweisschilder für die Feuerwehr) sind zu beachten.  

Grundlage für die Bemessung der Löschwasserversorgung aus der öffentlichen Trink-

wasserversorgung ist das DVGW Arbeitsblatt 405 (DVGW-Deutscher Verein des Gas- 

und Wasserfaches e.V. Frankfurt/Main, Ausgabe Februar 2008).  

Gemäß § 15 Abs. 1 der Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz müssen bauliche 

Anlagen so angeordnet und beschaffen sein, dass nach Ausbruch eines Brandes die 

Rettung von Menschen und Tieren sowie wirksame Löscharbeiten möglich sind.  

Gemäß dem Arbeitsblatt DVGW W405 ist der Löschwasserbedarf mit mind. 96 m³/h über 

die Dauer von 2 Stunden anzusetzen. Neben der Zahl der Vollgeschosse ist auch die 

Geschossflächenzahl zu beachten.  

Der Netzdruck in der Versorgungsleitung darf an keiner Stelle der 

Entnahmemöglichkeiten (Hydranten) bei Entnahme der Löschwassermenge nach 

Arbeitsblatt W 405 unter 1,5 bar abfallen.  

In einem Radius von 300 m müssen an das öffentliche Wasserversorgungsnetz 

angeschlossene Hydranten für Feuerlöschzwecke gem. DIN 3221 bzw. DIN 3222 

vorhanden sein.  

Dem Einbau von Überflurhydranten gem. DIN 3222 ist dabei nach Möglichkeit der Vor-

zug zu geben. Sie sind so aufzustellen, dass die Gefahr der Beschädigung durch Fahr-

zeuge nicht besteht.  

Die Lage von Unterflurhydranten (DIN 3221) ist durch Hinweisschilder gem. DIN 4066 

deutlich sichtbar und dauerhaft zu kennzeichnen. 

Aufgrund der Hygieneanforderungen der Trinkwasserverordnung können sich 

Rohrquerschnitte und Mengen ergeben, die nicht ausreichen, um die vorgenannten 
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Löschwassermengen aus dem Rohrnetz zur Verfügung zu stellen. Sofern dies zutrifft, 

sind geeignete Möglichkeiten zur Löschwasserversorgung und -entnahme herzustellen. 

Hausnummern sind nachvollziehbar zu vergeben. Auf eine gut sichtbare und beleuchtete 

Hausnummer sollte ebenfalls geachtet werden. Liegt der Hauseingang nicht an der 

Straßenseite, so sollte die Hausnummer an der zur Straße gelegenen Hauswand oder 

Einfriedung angebracht werden. 

13. Brandschutz 

Jede Nutzungseinheit mit einem oder mehreren Aufenthaltsräumen muss in jedem Ge-

schoss über mindestens zwei voneinander unabhängige Rettungswege erreichbar sein. 

Die Rettungswege müssen bei Nutzungseinheiten, die nicht zu ebener Erde liegen, über 

notwendige Treppen (§ 33 Abs. 1 LBauO) führen.  

Zu Gebäuden, deren Fußbodenoberkante (Fertigfußboden) nicht mehr als 7 m über der 

Geländeoberfläche liegen, ist von öffentlichen Verkehrsflächen ein geradliniger Zu- oder 

Durchgang zu schaffen. Der Zu- oder Durchgang muss 1,25 m breit sein.  

Bei Gebäuden, die nicht Hochhäuser sind, darf der zweite Rettungsweg gemäß Landes-

bauordnung (LBauO) über mit vorhandenen Rettungsgeräten der Feuerwehr erreichbare 

Stellen (Oberkante der Brüstung eines notwendigen Fensters oder sonstige geeignete 

Stellen) führen.  

Gemäß Anlage E zur VV-TB Rheinland-RP „Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr“ 

sind bei Gebäuden bis einschließlich Gebäudeklasse 3 gem. § 2 LBauO 

Bewegungsflächen und ab Gebäudeklasse 4 gem. § 2 LBauO Aufstellflächen für 

Hubrettungsfahrzeuge sowie die entsprechenden Zugänglichkeiten herzustellen. Sofern 

vorgenannte Aufstellflächen nicht umgesetzt werden können, ist der 2. Rettungsweg 

baulich sicherzustellen.  

Hausnummern sind nachvollziehbar zu vergeben. Auf eine gut sichtbare und beleuchtete 

Hausnummer sollte ebenfalls geachtet werden. Liegt der Hauseingang nicht an der 

Straßenseite, so sollte die Hausnummer an der zur Straße gelegenen Hauswand oder 

Einfriedung angebracht werden. 

14. Archäologische Denkmäler und Funde  

Innerhalb des Plangebietes selbst sind bislang keine archäologischen Denkmäler und 

Funde bekannt. Ein Vorhandensein dieser kann dennoch nicht ausgeschlossen werden.  

Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des 

Denkmalschutzgesetzes (DSchG) vom 23.3.1978 (GVBI., 1978, S.159 ff), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 26.11.2008 (GVBI.,2008, S.301) sowie durch Art. 3 des 

Gesetzes vom 03.12.2014 (GVBI. S. 245) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage 

kommende, archäologische Fund unverzüglich zu melden, die Fundstelle soweit als 

möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu sichern.  

Die vorstehend genannten Auflagen entbinden den Bauträger/ Bauherrn bzw. 

entsprechende Abteilungen der Verwaltung nicht von der Meldepflicht und Haftung 

gegenüber der GDKE. 

Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion 

Landesarchäologie ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit 

Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig den 

Anforderungen der heutigen archäologischen Forschung entsprechend durchgeführt 

können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. 
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notwendigen Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge 

für die Maßnahmen erforderlich. 

Die Meldepflicht gilt besonders für Maßnahmen (Mutterbodenabtrag) zur Vorbereitung 

der Baumaßnahmen. Die Bedingungen und Auflagen sind in die Bauausführungspläne 

als Auflagen zu übernehmen.  

Außerdem können sich im Planungsgebiet bisher nicht bekannte Kleindenkmäler (wie 

Grenzsteine) befinden. Diese sind. selbstverständlich zu berücksichtigen bzw. dürfen 

von Planierungen o.ä. nicht berührt oder von ihrem angestammten, historischen 

Standort entfernt werden.  

15. Radonvorsorge  

Radon ist ein radioaktives Edelgas, das aus dem natürlich vorkommenden, radioaktiven 

Schwermetall Uran entsteht. Da Uran, wenn auch nur in geringer Konzentration, fast 

überall in der Erdkruste vorhanden ist, ist Radon dort ebenfalls im Erdreich 

nachzuweisen. Das gasförmige Radon kann in diesem Zusammenhang mit der 

Bodenluft über Klüfte im Gestein und durch den Porenraum der Gesteine und Böden an 

die Erdoberfläche wandern.  

In der Luft außerhalb von Gebäuden wird das aus dem Boden austretende Radon sofort 

durch die Atmosphärenluft auf sehr niedrige Konzentrationen verdünnt. Innerhalb von 

Gebäuden können jedoch aufgrund des Bauuntergrundes und der Bauweise 

beträchtliche Radonkonzentrationen auftreten. Die Radonkonzentration hängt in diesem 

Zusammenhang von den folgenden Faktoren ab:  

▪ technische Einflüsse des Bauwerks (wie z.B. Dichtigkeit des Gebäudes gegen 

Radoneintritt durch die Bodenplatte und erdberührende Wände, Luftdichtigkeit von 

Fenster und Türen, Lüftungsverhalten der Bewohner)  

▪ geologische Eigenschaften des Baugrunds (Uran- bzw. Radongehalt der Gesteine 

und Böden im Baugrund, Wegsamkeiten für das Radon im Erdreich, wie 

beispielsweise tektonische Störungen)  

Da radioaktive Stoffe, wie Radon, die Zellen eines lebenden Organismus schädigen 

können, wurde für das Land Rheinland-Pfalz eine Radon-Prognosekarte () erstellt. Die 

Karte enthält vier Radonpotenzial-Klassen, die einen Anhaltspunkt über die Höhe des 

wahrscheinlichen großflächigen Radonpotenzials aufzeigen. Kleinräumig, also am 

konkreten Bauplatz, können davon allerdings aufgrund der oben genannten 

geologischen Einflussgrößen deutliche Abweichungen bei den Radonwerten auftreten, 

sodass die Radon-Prognosekarte nicht als Grundlage einer Bauplanung herangezogen 

werden kann. Hier bedarf es stets gesonderter Untersuchungen.  

Die bisher gemessenen Radonkonzentrationen in der Bodenluft lassen den Schluss zu, 

dass bei geeigneter Bauausführung praktisch überall in Rheinland-Pfalz Gebäude er-

richtet werden können, die den notwendigen Schutz vor Radon bieten. Effiziente und 

preiswerte Maßnahmen gegen Radon lassen sich am besten beim Bau eines Gebäudes 

verwirklichen.  

Nach derzeitigem Kenntnisstand ist davon auszugehen, dass bei Radonkonzentrationen 

in der Bodenluft unter 100.000 Bq/m³ bereits eine durchgehende Betonfundamentplatte 

und ein normgerechter Schutz gegen Bodenfeuchte in der Regel einen ausreichenden 

Schutz vor Radon bieten. Lediglich bei höheren Werten ist eine weitergehende Vorsorge 

anzustreben (wie z.B. eine radondichte Folie unter der Bauplatte).  

Gemäß der Radon-Prognosekarte liegt das Plangebiet innerhalb eines Bereiches, in 

dem eine Radonkonzentration von 9,1 kBq/m³ ermittelt wurde. Die Karte der 
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Radonkonzentration beruht allerdings nur auf wenigen Messungen und dient deshalb 

nur zur groben Orientierung. Lokal sind demnach starke Abweichungen vom 

dargestellten Radonpotenzial möglich.  

Das Landesamt für Geologie und Bergbau empfiehlt daher ein der Radonsituation 

angepasstes Bauen. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass unter dem Baugebiet 

eine geologische Störung vorliegt. Orientierende Radonmessungen in der Bodenluft in 

Abhängigkeit von den geologischen Gegebenheiten des Bauplatzes oder Baugebietes 

sollten die Information liefern, ob das Thema Radon bei der Bauplanung entsprechend 

zu berücksichtigen ist.  

Das Landesamt für Geologie und Bergbau weist des Weiteren daraufhin, dass Studien 

ergeben haben, dass für Messungen im Gestein / Boden unbedingt Langzeitmessungen 

(ca. 3 bis 4 Wochen) notwendig sind. Kurzzeitmessungen sind hierbei nicht geeignet, da 

die Menge des aus dem Boden entweichenden Radons in kurzen Zeiträumen sehr stark 

schwankt. Dafür sind insbesondere Witterungseinflüsse wie Luftdruck, Windstärke, 

Niederschläge oder Temperatur verantwortlich. Nur so können aussagefähige 

Messergebnisse erzielt werden. Es wird deshalb empfohlen, die Messungen in einer 

Baugebietsfläche an mehreren Stellen, mindestens sechs je Hektar, gleichzeitig 

durchzuführen. Die Anzahl kann aber in Abhängigkeit von der geologischen Situation 

auch höher sein. Die Arbeiten sollten von einem mit diesen Untersuchungen vertrauten 

Ingenieurbüro ausgeführt werden und dabei die folgenden Posten enthalten:  

▪ Begehung der Fläche und Auswahl der Messpunkte nach geologischen Kriterien,  

▪ radongerechte, ca. 1 m Tiefe Bohrungen zur Platzierung der Dosimeter, dabei 

bodenkundliche Aufnahme des Bohrgutes,  

▪ fachgerechter Einbau und entsprechendes Bergen der Dosimeter,  

▪ Auswertung der Messergebnisse, der Bodenproben sowie der Wetterdaten zur 

Ermittlung der Radonkonzentration im Messzeitraum und der mittleren jährlichen 

Radonverfügbarkeit,  

▪ Kartierung der Ortsdosisleistung (Gamma),  

▪ Interpretation der Daten und schriftliches Gutachten mit Bauempfehlungen.  

Weitere Fragen zur Geologie im betroffenen Baugebiet sowie zur Durchführung der 

Radonmessung in der Bodenluft beantwortet das Landesamt für Geologie und Bergbau 

Rheinland-Pfalz (Internet: www.lgb-rlp.de; Telefon: 06131/9254-0).  

Weiterführende Informationen zum Thema Radonschutz von Neubauten und 

Radonsanierungen können auch dem „Radon-Handbuch“ des Bundesamtes für 

Strahlenschutz entnommen werden. Weiterhin steht zu der Thematik „Radon in 

Gebäuden bzw. in der Bodenluft“ die Radon-Informationsstelle im Landessamt für 

Umwelt (E-Mail: ra-don@lfu.rlp.de; Telefon: 06131/6033-1263) zur Verfügung. 

16. DIN-Vorschriften / technische Regelwerke und sonstige der Planung zugrunde 

liegende Vorschriften  

Die der Planung zugrunde liegenden Gutachten, Pläne und sonstigen Vorschriften (Ge-

setze, Verordnungen, Erlasse und DIN-Vorschriften) können bei der Verwaltung der 

Verbandsgemeindeverwaltung Landstuhl (Kaiserstraße 49, 66849 Landstuhl) 

eingesehen werden.  

DIN-Vorschriften sind darüber hinaus über den Beuth-Verlag (Beuth-Verlag GmbH, 

Burggrafenstraße 66, 10787 Berlin, www.beuth.de) zu beziehen.  
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17. Kriminalprävention  

Gebäude sollten zum wirksamen Schutz vor Einbrüchen an sämtlichen 

Zugangsmöglichkeiten mit geprüften, zertifizierten einbruchhemmenden Türen, 

Fenstern, Toren und Verschlusssystemen entsprechend den einschlägigen 

Empfehlungen der kriminalpolizeilichen Beratungsstellen ausgestattet werden. Die 

Beratung ist kostenlos.  

Weitere Informationen sind unter: Tel.: 0631/369-1444 oder per E-Mail unter: be-

ratungszentrum.westpfalz@polizei.rlp.de einzuholen. 

 

C. PFLANZLISTEN 

Pflanzliste A – Begrünung der Stellplatzflächen 

Pflanzqualität: Hochstamm, Stammumfang 16 bis 18 cm, mit Ballen 

Die Auswahl der nachfolgenden Bäume erfolgte unter den Aspekten 

Trockenheitsresistenz sowie Winterhärte. 

Bezeichnung [wissenschaftlich] Bezeichnung [deutsch] 

Acer campestre Feldahorn 

Acer platanoides Spitz-Ahorn 

Carpinus betulus Hainbuche 

Cornus mas Kornelkirsche 

Corylus colurna Baum-Hasel 

Gleditsia triacanthos Gleditschie 

Sorbus aria ’Magnifica‘ Echte Mehlbeere 

Tilia cordata i.S. Winter-Linde 

Tilia tomentosa ’Brabant‘ Silber-Linde 

Sowie vergleichbare Arten. 

 

 


